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STELLUNGNAHME DES BREMER BETROFFENENBEIRATES ISTANBUL-KONVENTION (B*BIK) 

ZUM ABSCHLUSSBERICHT DES LANDESAKTIONSPLANS ISTANBUL-KONVENTION UMSETZEN  

 

Aus Sicht des Betroffenenbeirats Istanbul-Konvention (B*BIK) hat die Umsetzung des 

ersten Bremer Landesaktionsplans wichtige Fortschritte bei der Prävention 

geschlechtsspezifischer Gewalt, beim Ausbau von Schutz- und 

Unterstützungsangeboten sowie bei der Weiterentwicklung im Bereich Strafverfolgung 

ermöglicht. In allen Handlungsfeldern wurden neue Strukturen aufgebaut, 

Kooperationen gestärkt und Angebote weiterentwickelt, die für Betroffene eine 

spürbare Verbesserung darstellen können. 

Gleichzeitig zeigt sich, dass sich viele Maßnahmen weiterhin in einer Aufbauphase 

befinden und bislang keine dauerhafte strukturelle Absicherung sichergestellt ist. Aus 

Betroffenenperspektive wird besonders deutlich, dass vorhandene Angebote nicht für 

alle gleichermaßen erreichbar sind. Kapazitätsgrenzen, strukturelle Barrieren, 

fehlende Barrierefreiheit sowie Versorgungslücken für besonders vulnerable Gruppen 

führen weiterhin dazu, dass Schutz, Unterstützung und Zugang zu Recht nicht 

durchgehend gewährleistet sind. Prävention setzt bislang häufig beim Versuch an, 

Wiederholungstaten vor allem im (heterosexuellen) Beziehungskontext und in Familien 

mit Kindern zu vermeiden. Da sich seit der Jahrtausendwende und insbesondere seit 

dem Start der sogenannten sozialen Online-Netzwerke und -Plattformen, eine 

Zunahme problematischer Geschlechter-Verständnisse und der Gewaltbereitschaft – 

insbesondere bei geschlechtsspezifischer und marginalisierender Gewalt – feststellen 

lässt, läuft die Umsetzung der Istanbul-Konvention von 2011 den seitdem an Tempo 

zulegenden Entwicklungen längst hinterher. 

Der Betroffenenbeirat versteht Prävention, Schutz und Hilfe sowie Strafverfolgung als 

untrennbar miteinander verbundene Elemente eines wirksamen 

Gewaltschutzsystems. Erfahrungen Betroffener zeigen, dass Defizite in einem Bereich 

unmittelbare Auswirkungen auf die anderen Bereiche haben.  

Wiederkehrende Herausforderungen wie projektförmige Finanzierung, fehlende 

Planungssicherheit, unzureichende intersektionale Zugänge sowie bestehende 

Informations- und Zugangsbarrieren verdeutlichen aus Sicht des B*BIK, den Bedarf 

einer strukturellen Weiterentwicklung. Der kommende Landesaktionsplan bietet die 

Möglichkeit, die bisherigen Fortschritte nachhaltig zu sichern und konsequent an den 

tatsächlichen Lebensrealitäten Betroffener auszurichten. Ziel muss ein verlässliches 

Gesamtsystem sein, das Schutz, Unterstützung und Prävention unabhängig von 

individuellen Voraussetzungen zugänglich macht. 

Der B*BIK weist darauf hin, dass geschlechtsspezifische Gewalt nicht nur cis Frauen 

betrifft, sondern auch andere Geschlechter betroffen sind. Insbesondere Betroffene, 

die inter- oder transgeschlechtlich sind - also inter und/oder trans Frauen bzw. Männer, 

nichtbinäre und geschlechtslose Personen - werden aber häufig in Studien und 

Maßnahmen nur am Rande erwähnt oder gar nicht mitgedacht. Daher schreiben wir in 
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den meisten Fällen von Betroffenen geschlechtsspezifischer Gewalt. Gelegentlich 

findet sich in den Texten aber auch die Schreibweise "Frauen*", die Betroffene anderer 

Geschlechter ebenfalls mit meint. 
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I. PRÄVENTION  

Geschlechtsspezifische Gewalt nimmt zu, und Maßnahmen wie mehr 

Frauenhausplätze zu schaffen oder bessere Strafverfolgung sind nicht die 

Handlungsfelder, um diese Entwicklung umzukehren. Durch den merklich 

stattfindenden Anstieg der Fallzahlen werden immer mehr finanzielle, personelle und 

räumliche Ressourcen benötigt und gebunden – oder die Hilfesysteme werden 

schlimmstenfalls kollabieren. Notwendig ist also zusätzlich zum aktuellen 

Nachholbedarf in den Bereichen Schutz und Strafverfolgung eine langfristige, gut 

finanzierte Präventionsstrategie, die bei den Ursachen von Gewalt ansetzt und 

insbesondere Jungen und Männer sowohl als potentielle Täter oder Bystander als 

auch als Peers (Freunde, Verwandte, Kollegen und Vorgesetzte) potentieller Täter und 

Bystander in den Blick nimmt. 

In vielen Demokratien gewinnen politische und gesellschaftliche Strömungen an 

Einfluss, die Dominanz, wirtschaftlichen Erfolg um jeden Preis und eine starke 

Abgrenzung gegenüber als „anders“ markierten Gruppen betonen. Diese Muster 

wirken sich auf Männlichkeitsbilder aus und etablieren Machtstrukturen und -kulturen 

für Jungen und Männer. Die Akteur*innen fördern aktiv eine Kultur, in der 

Gewaltbereitschaft, Abwertung und Polarisierung zunehmen. Damit werden bisherige 

Fortschritte bei der Umsetzung der Istanbul-Konvention unterlaufen und eingeholt. 

Der Merksatz „Don’t protect your daughters – educate your sons“ sensibilisiert dafür, 

dass Schutz von Betroffenen wichtig ist, aber nicht ausreicht. Gewaltprävention muss 

vor allem Jungen, Männer und ihr Umfeld darin unterstützen, ohne Gewalt 

auszukommen, Konflikte konstruktiv und konsensuell zu lösen und aktiv gegen Gewalt 

einzuschreiten. Dies entspricht auch der Dublin Declaration (09/2022), in der sich 

europäische Justizministerinnen und -minister ausdrücklich verpflichtet haben, Männer 

und Jungen gezielt in die Prävention geschlechtsspezifischer Gewalt einzubeziehen. 

Auch Deutschland hatte sich der Dublin Declaration angeschlossen. 

Einzelne Projekte wie Täterprogramme oder technische Maßnahmen (z.B. 

elektronische Überwachung bei Annäherungsverboten) können zwar helfen, bleiben 

aber punktuell und erreichen nur einen kleinen Teil der Täter. Sie setzen häufig erst 

nach bereits ausgeübter Gewalt an, verhindern also in den besseren Fällen nur 

Wiederholungen oder Eskalationen. Ohne breit angelegte Prävention, die 

Einstellungen, Vorbilder und Strukturen verändert, werden sich Gewalt und 

Gewaltbereitschaft weiter steigern und die Bedarfe an Schutz- und Hilfesystemen 

massiv wachsen. 

https://www.coe.int/en/web/portal/full-news/-/asset_publisher/y5xQt7QdunzT/content/id/133853745?_com_liferay_asset_publisher_web_portlet_AssetPublisherPortlet_INSTANCE_y5xQt7QdunzT_languageId=de_DE#p_com_liferay_asset_publisher_web_portlet_AssetPublisherPortlet_INSTANCE_y5xQt7QdunzT
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Auf Landes- und Kommunalebene, insbesondere in Bremen und Bremerhaven, bieten 

sich aus unserer Sicht vor allem frühkindliche und schulische Bildung sowie 

Erwachsenenbildung und Medienarbeit als Hebel an. 

Zentrale Herausforderungen: frühkindliche und schulische Bildung 

(a) Kita und Schule  

Der Nährboden für geschlechtsspezifische Gewalt entsteht nicht erst im 

Erwachsenenalter. Er entwickelt sich früh – in alltäglichen Kommentaren, in scheinbar 

kleinen Machtmissbräuchen, in verfestigten Rollenbildern und im Ausbleiben von 

Intervention. Prävention muss daher frühzeitig einsetzen und dauerhaft angelegt sein. 

Aufklärung zu geschlechtsspezifischen Themen, Konsens, Diskriminierung und Macht 

sollte nicht als einzelner Themenschwerpunkt behandelt werden, sondern als 

Querschnittsaufgabe verstanden werden, die sich durch alle Bildungsbereiche zieht. 

Ähnlich wie die Arbeit zu anderen Formen von Diskriminierung darf sie nicht 

ausgelagert, sondern muss in den Unterricht und den Bildungsalltag integriert werden. 

(b) Bereits bestehende Jugendarbeit  

Die Offene Jugendarbeit ist ein zentraler Bestandteil nachhaltiger Präventionsarbeit, 

verfügt jedoch weiterhin über keine gesicherte Finanzierung. Dies steht in einem 

deutlichen Missverhältnis zu ihrer Relevanz und Wirksamkeit. Einrichtungen der 

offenen Jugendarbeit leisten weit mehr als punktuelle Aufklärung. Sie schaffen sichere 

Räume, ermöglichen langfristige Beziehungen und begleiten Jugendliche in ihrer 

Entwicklung. 

Insbesondere für Mädchen und queere Kinder & Jugendliche sind solche geschützten 

Räume von großer Bedeutung. Themen wie Konsens, Sexualität, Körperwissen, 

Geschlechterrollen und Macht werden hier niedrigschwellig und wiederkehrend 

verhandelt. Selbstbehauptung, das Wahrnehmen und Benennen eigener Grenzen, 

das Erleben von Selbstwirksamkeit und das Üben von „Laut-Sein“ in unterschiedlichen 

Kontexten sind keine theoretischen Lerninhalte – sie entstehen in Beziehung, im 

Alltag, im gemeinsamen Aushandeln. 

Dafür braucht es Zeit, Kontinuität und Sicherheit. Darüber hinaus übernehmen 

Einrichtungen der offenen Jugendarbeit eine wichtige Schutzfunktion, wenn 

geschlechtsspezifische Gewalt bereits erlebt wurde. Da Jugendliche sich hier ohnehin 

aufhalten und vertraute Bezugspersonen vorfinden, können sie Unterstützung 

erhalten, die häufig weniger Hürden beinhaltet als andere Anlaufstellen. Prävention, 

Intervention und Unterstützung greifen in diesen Räumen unmittelbar ineinander. 
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Der B*BIK fordert: 

(a) Frühkindlichen und schulischen Bildung 

▪ altersgerechte Bildungsangebote zu Körperwissen, Gefühlen, Grenzen und 

Beziehungen bereits in frühen Bildungsphasen. 

▪ Methoden sozial-emotionalen Lernens wie Rollenspiele, Perspektivwechsel, 

Reflexionsrunden und gemeinschaftliche Entscheidungsformate. 

▪ gezielte Förderung von Empathie, Konfliktfähigkeit und Emotionsregulation. 

▪ Intervention und Aufarbeitung durch Lehrkräfte und Schulsozialarbeiter*innen 

im Falle diskriminierender Aussagen oder Verhaltensweisen. 

▪ Umdenken in Bezug auf bestehende Rollenbilder in Bildungskontexten (z.B. 

Mädchen, die neben „störende Jungs“ gesetzt werden). 

▪ Überprüfung des aktuellen Einsatzes von Werkzeugen zur Förderung 

emotionaler Kompetenzen, ähnlich dem „Mood Meter“ des Yale Center for 

Emotional Intelligence / Child Study Center in Kitas und Grundschulen, um 

Gefühle wahrnehmen, benennen und regulieren zu lernen. In Bremen ist ein 

solches Werkzeug bereits zur Verfügung gestellt worden, wir empfehlen die 

Evaluation der aktuellen Nutzungshäufigkeit und ein langfristiges Wirksamkeits-

Monitoring mit regelmäßiger Nachsteuerung. 

▪ Übertragung der Ergebnisse des europäischen Projekt „Act4Consent“ in 

Bildungspläne, Lehrkräftefortbildungen und Lehramtsstudiengänge, um 

Einverständnis, Grenzen und respektvolle Beziehungen systematisch zu 

thematisieren. 

▪ Projekte wie „MYKE - Hacking the Manosphere“, die in den digitalen 

Lebenswelten junger Männer ansetzen und dort Radikalisierungsprozessen 

und misogynen Influencern etwas entgegensetzen. 

(b) Langfristig gesicherte Finanzierung offener Jugendarbeit  

 

▪ Eine langfristig gesicherte Finanzierung offener Jugendarbeit würde einen 

erheblichen Beitrag zur Umsetzung der Istanbul-Konvention leisten. Aktuell 

erleben wir Haushaltsentscheidungen, die die Entwicklung der Tariflöhne und 

steigende Raum-/Energiekosten nicht berücksichtigt. Also eine reale Kürzung 

und Reduktion. 

https://medicine.yale.edu/childstudy/services/community-and-schools-programs/center-for-emotional-intelligence/
https://medicine.yale.edu/childstudy/services/community-and-schools-programs/center-for-emotional-intelligence/
https://www.act4consent.eu/
https://www.geschlechtersensible-paedagogik.de/magazin/popkultur/jungen-erreichen-bevor-andrew-tate-es-tut/
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Zentrale Herausforderungen: Prävention im Erwachsenenalter „steckt noch in 
den Kinderschuhen“ 

Es gibt es wenig Aktivität und Maßnahmen, die Prävention in der Allgemeinheit der 

Gesellschaft strukturiert und strategisch (= effizient und effektiv) adressieren. 

Bildungseinrichtungen für Erwachsene sind selbst noch keine „Safer Spaces“. 

Bildungskontexte, wie Schulen, Hochschulen, Universitäten und Ausbildungsstätten 

sind immer auch Machtkontexte. Das strukturelle Machtgefälle zwischen Lehrenden 

und Lernenden sowie zwischen Institution und Individuum begünstigt 

geschlechtsspezifische Gewalt und Grenzverletzungen, wenn es nicht reflektiert, 

begrenzt und aktiv bearbeitet wird. Eine regelmäßige Evaluation aktueller Strukturen, 

Lerninhalte und -methoden kann innerhalb dieses Gefälles zudem nur erschwert 

stattfinden. Diese ist jedoch unabdingbar für die Prävention der Entstehung oder 

Verfestigung diskriminierender Strukturen. 

(a) Maßnahmen in der Arbeitswelt und Institutionen der Berufs- und 
Erwachsenenbildung 

Institutionen der Berufs- und Erwachsenenbildung legen die Fundamente für 

Gewaltprävention am Arbeitsplatz oder für die Geschäftsbeziehungen zu Kund*innen 

(seien es Geschäfts- oder Endverbraucher*innen-Kontakte). Bestehende 

Mechanismen zur Aufklärung und Aufarbeitung nach Vorfällen erweisen sich häufig 

als unzureichend. Die innerbetrieblichen Meldestellen, wie z.B. die AGG-

Beschwerdestellen (AGG = Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz von 2006), 

scheinen bislang nur punktuelle und noch keine substanzielle Wirkung zu entfalten. 

Verfahren sind oft langwierig, wenig transparent und stark auf Beweisführung 

ausgerichtet (die Beweislastumkehr des AGG wird nur für etwaige Gerichtsverfahren 

gesetzlich geregelt), wodurch die Verantwortung und Belastung fast immer weiterhin 

überwiegend bei den Betroffenen liegt. Viele Formen von Grenzverletzungen und 

strukturellem Machtmissbrauch werden deswegen nicht oder erst sehr spät adressiert. 

Wiederholungstaten durch dieselben oder durch andere Personen wird nicht oder nur 

unzureichend vorgebeugt. Machtstrukturen und ihre Potenziale für Machtmissbrauch 

bleiben bislang bestehen. 

(b) Maßnahmen, die in die erwachsene Allgemeinheit wirken 

Während institutionelle Maßnahmen wichtige Punkte wirksamer Prävention im 

Erwachsenenalter sind, muss die Umsetzung der Istanbul-Konvention über die 

Bildungs- und Ausbildungskontexte und die Arbeitswelt/Wirtschaft hinausreichen, so 

dass beides plus die langfristige Prävention im Kinder- und Jugendalter synergetisch 

ineinandergreifen. Wir sehen die klare Notwendigkeit, dass das Land Bremen 

zukünftig verstärkt auch auf gesamtgesellschaftlicher Ebene ansetzt. 

Für die Prävention im Erwachsenenalter fordern wir daher sowohl den systematischen 

Ausbau der Erwachsenenbildung zu den Themen und Kompetenzen, die wir in den 
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Lebensphasen Kindheit und Jugend bereits benannt haben: emotionale 

Selbstregulationsfähigkeiten stärken, Konsens-Kommunikation verbessern, sowie die 

eigenen Gewaltpotenziale wahrnehmen und abbauen können. Ebenfalls dazu gehören 

für uns auch ein Ausbau der psychosozialen Beratung und Konfliktbegleitung für 

Menschen in verschiedensten persönlichen Beziehungen, sowie die Frage nach der 

Verantwortung von Medien und ihren Medienprodukten. 

Der B*BIK fordert:  

(a) Arbeitswelt und Institutionen der Berufs- und Erwachsenenwelt  

 

▪ Erforderlich sind unabhängige, niedrigschwellige Anlaufstellen sowohl in der 

Arbeitswelt, als auch innerhalb von Schulen und Hochschulen. Sie müssen 

außerhalb bestehender Hierarchien angesiedelt sein. Zudem braucht es 

Wissens- und Erfahrungs-Transfers zu den Schutzkonzepten, die sich bereits 

bewährt haben. 

 

▪ Transparente Abläufe und Verfahren entlasten Betroffene und können dann 

auch zeitnah greifen. Die Zielsetzung muss über die Bearbeitung als 

„Einzelfälle“ hinausgehen und in eine strukturelle Analyse der 

tatbegünstigenden Umstände münden. Auf deren Grundlage braucht es dann 

entsprechende strukturelle Maßnahmen, die Wiederholungen oder 

Verlagerungen zunächst reduzieren und schlussendlich verhindern.  

 

▪ Strukturelle Maßnahmen beinhalten z.B. eine regelmäßige und umfassende 

Evaluation der jeweiligen Lern- oder Arbeitsumgebung sowie die institutionelle 

Bereitschaft, eigenes Fehlverhalten und strukturelle Defizite anzuerkennen – 

ausdrücklich auch dann, wenn noch keine schwerwiegenden Vorfälle 

eingetreten sind oder gemeldet wurden.  

▪ Bislang beobachten wir immer noch zu häufig ein Leugnen, Relativieren oder 

Wegschauen, stattdessen braucht es eine offene Fehler- und Lernkultur, in der 

Menschen ihre Zuständigkeit (an)erkennen und Verantwortung übernehmen, 

Hinweise und Grenzverletzungen ernst nehmen. Notwendig sind 

wiederkehrende anonyme Evaluations- und Feedback-Möglichkeiten zur 

Sichtbarmachung von Machtmissbrauch. 

▪ Kritischer Erfolgsfaktor ist die Bereitschaft, systematisch als Einzelne und als 

Organisation zu lernen und die Rahmenbedingungen zu verändern. Nur so 

können Präventionsmaßnahmen wirksam weiterentwickelt und institutionelle 

Einflussfaktoren nachhaltig verbessert werden. Dazu braucht es regelmäßige, 

verpflichtende Sensibilisierungs- und Weiterbildungsangebote an Hochschulen 

und Ausbildungsstätten. 
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▪ Akteur*innen, die wir in der Verantwortung sehen und deren Beiträge zur 

Umsetzung der Istanbul-Konvention – sowie von AGG, Inklusion/Barriereabbau 

und den entsprechenden Bremer Landesaktionsplänen – zukünftig stärker aktiv 

sehen wollen, sind: 

 

o die öffentlichen und privaten Schulen und Hochschulen, 

o die Industrie- und Handelskammer (IHK), die Handwerkskammer und 

weitere Berufskammern und Berufsverbände der freien Berufe (z.B. der 

Ärzt*innen, Psychotherapeut*innen, Journalist*innen, in der 

Kreativwirtschaft), 

o die landeseigenen Betriebe, Behörden und Ämter. 

 

▪ Eine Aufnahme entsprechender Bedingungen in die Wirtschafts- und 

Kulturförderung inkl. der Bindung entsprechender Anteile der Fördergelder für 

die notwendigen Maßnahmen in der Projekt- und der institutionellen Förderung 

aus Landesmitteln, halten wir hierbei für eine weitere sinnvolle Maßnahme. 

 

(b) Prävention im Erwachsenenalter gesamtgesellschaftlich denken  

▪ Ausbau von Begleit- und Lern-Angeboten zu Konsens, Konfliktlösung und 

psychischer Gesundheit, die niedrigschwellig und barrierefrei sind und 

insbesondere für Menschen mit niedrigen und mittleren Einkommen sinnvoll 

subventioniert werden, z.B.: 

o Koordinierte, breite Lern- und Bildungsmaßnahmen – vom VHS-

Kursangebot bis zu Workshops in Stadtteilzentren oder bei freien 

Trägern der (Sub-)Kultur. Wir möchten an dieser Stelle beispielhaft auf 

Gruppen wie „Männer gegen Männergewalt“ hinweisen, die mit Tätern 

arbeiten, die in eigener Initiative Verantwortung für ihr Handeln 

übernehmen wollen. Sie leisten einen wichtigen Beitrag in der 

Täterarbeit. Diese benötigen (wie in unserer Stellungnahme 

wiederkehrend als bislang fortlaufendes, politisches Grundproblem 

benannt) eine abgesicherte und langfristige Finanzierung. Grundsätzlich 

empfehlen wir nachdrücklich, in der nächsten Phase des 

Landesaktionsplans zu evaluieren, wie (potenzielle) Täter außerhalb von 

klassischen pädagogischen Kontexten erreicht und welche Anreize 

greifen, um derartige Angebote in Anspruch zu nehmen. 

o Beratungsscheine für Menschen in Beziehungskonflikten, die 

selbstbestimmt bei Therapeut*innen, Beratungsstellen oder 

Fachkräften/-stellen für Mediation und Moderation eingelöst werden 

können, ggf. mit Eigenanteil. 
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(c)  Prävention im Bereich Medien und Kultur  

▪ Für die systematische kritische Auseinandersetzung mit der Darstellung von 

Geschlechterstereotypen und geschlechtsspezifischer Gewalt in Film, Musik, 

Literatur und anderen Medien, empfehlen wir Studien, Dialogformate und 

Projektförderung für Medien- und Kulturschaffende, z.B.: 

  

o Studie über die Narrative und Typologien in Drehbüchern, die in einem 

Zeitraum von z.B. 10-15 Jahren von Radio Bremen beauftragt wurden. 

Mittelfristig sollte das in veränderte Anforderungen an Drehbuch-

Schreibende und Arbeitsprozesse münden. 

 

o Öffentlicher und interner Austausch über unbewussten und offenen 

Sexismus im Sportjournalismus, insbesondere im Kontext Fußball, in denen 

sowohl Lösungsansätze als auch Veränderungswiderstände und -

hindernisse diskutiert werden. 

 

o Kritische Reflektion der Berichterstattungs-Standards und -Gewohnheiten 

zu Wohnungslosigkeit, Behinderung, Rassifizierung, Gewalttaten, Sexwork 

und Zwangsprostitution, Queerness, psychischen Erkrankungen und 

psychischer Gesundheit. 

 

o Diskriminierungs- und machtkritische Auseinandersetzung im 

Literaturbetrieb mit dem Status Quo und Pilotprojekte für den Umgang mit 

und Abbau von Gewalt und Gewaltpotenzialen, sowohl in den Produktions-

Prozessen, als auch in den entwickelten Geschichten und Erzählungen 

inklusive Cover-Gestaltung. 

Fazit: Call to Action – Prävention aufzuschieben ist keine Option 

Die anti-feministischen und/oder religiös-fundamentalistischen Akteur*innen, die eine 

gewaltvollere Geschlechterordnung (re-)etablieren wollen, zeigen einen hohen Einsatz 

an Arbeitskraft und auch Geld. Gewaltprävention wird angesichts dessen nicht allein 

mit politischem Willen, Appellen und symbolhaften Handlungen oder dem bisherigen 

Investitionsniveau in die Umsetzung der Istanbul-Konvention zu realisieren sein. Nur 

ein konzentrierter und zügiger Einstieg in eine finanziell abgesicherte und auf 

langfristige Tiefenwirkung ausgerichtete Prävention wird die Umsetzung der Istanbul-

Konvention auf Landes- und kommunaler Ebene stabilisieren und voranbringen. Dann 

können Bremen und die anderen Bundesländer der zunehmenden Gewaltbereitschaft 

entgegenwirken, statt davon eingeholt zu werden. 
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II. SCHUTZ UND HILFE 

Mit der Umsetzung des ersten Bremer Landesaktionsplans zur Istanbul-Konvention 

wurden im Handlungsfeld Schutz und Hilfe wichtige strukturelle Fortschritte erreicht. 

Bremen hat zentrale Voraussetzungen geschaffen, um Betroffenen 

geschlechtsspezifischer und häuslicher Gewalt niedrigschwellige 

Unterstützungsangebote bereitzustellen und bestehende Hilfestrukturen 

weiterzuentwickeln. 

Gleichzeitig zeigt die praktische Umsetzung deutlich, dass sich das Hilfesystem aktuell 

in einer Übergangsphase befindet: Die im ersten LAP angestoßenen Maßnahmen 

müssen nun strukturell verstetigt, finanziell abgesichert und bedarfsgerecht ausgebaut 

werden. Insbesondere bei Schutzplätzen, nachhaltiger Finanzierung, 

Fachpersonalgewinnung, digitaler Handlungsfähigkeit, intersektionaler Ausrichtung 

sowie umfassender Barrierefreiheit bestehen weiterhin erhebliche Herausforderungen. 

Der kommende Landesaktionsplan muss daher den Schwerpunkt auf strukturelle 

Absicherung, Ausbau bestehender Angebote und den Abbau bestehender 

Zugangshürden legen. 

Stand der bisherigen Umsetzung 

Im Land Bremen wurden wesentliche Maßnahmen zur Verbesserung von Schutz und 

Unterstützung umgesetzt. Die zentrale Gewaltschutzambulanz am Klinikum Bremen-

Mitte bietet eine kostenlose und auf Wunsch vertrauliche, rechtsmedizinische 

Dokumentation von Verletzungen für von gewaltbetroffenen Personen aller 

Geschlechter und Altersgruppen an. Seit 2025 besteht eine Kooperation mit dem 

Klinikum Reinkenheide in Bremerhaven, sodass auch dort vertraulichen 

Spurensicherung nach sexualisierter und häuslicher Gewalt stattfinden kann. 

In Bremerhaven wurde eine Ist-Analyse der Beratungsangebote für Betroffene 

geschlechtsbezogener Gewalt durchgeführt. Ein darauf aufbauendes, finanziell 

abgesichertes Angebot zum Beispiel im Bereich sexualisierter Gewalt steht bislang 

jedoch noch aus. 

Spezialisierte Unterstützungsangebote im Bereich weiblicher Genitalverstümmelung 

(FGM/C) wurden auf- und ausgebaut. Gleichzeitig, zeigen bundesweite Erkenntnisse 

weiterhin erhebliche Erkennungs- und Versorgungslücken innerhalb des Hilfesystems. 

Digitale Gewalt wurde zunehmend als Querschnittsthema etabliert. Schulen führen 

spezialisierte Fachtage und Schutzkonzeptberatungen durch, während seit 2025 in 

Bremerhaven Workshops zur digitalen Selbstverteidigung an Schulen angeboten 

werden. Gleichzeitig wurde jedoch weder eine spezialisierte Fachstelle noch eine 

ursprünglich geplante Meldestelle für Hate-Speech eingerichtet. 
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Der Ausbau von Schutzräumen wurde begonnen. Erste zusätzliche Plätze wurden 

geschaffen und ein Zukunftskonzept mit einer Zielgröße von 160 Frauen*hausplätzen 

entwickelt. Eine dauerhafte strukturelle Verankerung mit gesicherter Finanzierung und 

niedrigschwelligem Zugang besteht bislang nicht. 

Landesweite Fortbildungsangebote, interdisziplinäre Fachtage sowie 

Fortbildungsbudgets für Beratungsstellen wurden in großen Teilen umgesetzt. 

Einzelne Maßnahmen befinden sich jedoch noch in der flächendeckenden Umsetzung. 

Erste Schritte zur Barrierefreiheit wurden in einzelnen digitalen Angeboten, Materialien 

und Beratungssettings realisiert. 

Durch die Kampagne „Auswege finden!“ sowie das Portal 

gewaltgegenfrauen.bremen.de wurde die Sichtbarkeit von Hilfsangeboten erhöht und 

die Zusammenarbeit von über 50 Institutionen gestärkt. 

Zentrale Herausforderungen:  

(a) Zugangsgerechtigkeit und Versorgungslücken 

Nationale Monitoringberichte zeigen, dass insbesondere geflüchtete, migrierte, queere 

sowie behinderte Betroffene vielfach keinen gleichberechtigten Zugang zu 

Schutzangeboten haben. Auch ältere Betroffene sowie Betroffene mit 

Suchterkrankungen, psychischen Erkrankungen oder Wohnungslosigkeit werden 

bislang nur unzureichend berücksichtigt. 

(b) Fehlende strukturelle Finanzierung 

Viele Angebote beruhen weiterhin auf projektbezogener Finanzierung. Fehlende 

mehrjährige Planungssicherheit erschwert nachhaltige Personalentwicklung, 

Angebotsstabilität und strategische Weiterentwicklung. 

(c)  Wohnraum als zentraler Gewaltschutzfaktor 

Gewaltbetroffene verlieren nach Trennungen häufig ihre Wohnung oder verbleiben 

langfristig in Übergangsunterkünften. Eine systematische Verzahnung zwischen 

Gewaltschutzsystem und Wohnraumpolitik, einschließlich Kontingentwohnungen, fehlt 

bislang. 

(d) Psychosoziale und juristische Versorgung 

Bundesweit und auch im Land Bremen bestehen erhebliche Engpässe bei 

spezialisierter anwaltlicher Opferhilfe sowie bei psychotherapeutischer Versorgung. 

Lange Wartezeiten, fehlende Kassensitze und unzureichend traumasensible 

Angebote erschweren nachhaltige Stabilisierung. 

(e) Barrieren im Hilfesystem 

Fehlende Aufzüge, nicht barrierefreie Websites, unzureichende Gebärden-

sprachangebote, mangelnde Leichte Sprache sowie fehlende Assistenzleistungen 
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führen dazu, dass viele Betroffene faktisch keinen Zugang zu Schutz und Hilfe 

erhalten. 

(f) Qualifizierungsbedarf in Institutionen 

Trotz vorhandener Sensibilisierungsmaßnahmen berichten Betroffene weiterhin von 

bagatellisierenden oder diskriminierenden Erfahrungen im Kontakt mit Behörden und 

Institutionen. Insbesondere im Gesundheitswesen, in sozialen Diensten sowie im 

Umgang mit digitaler Gewalt bestehen Qualifizierungsbedarfe. 

(g) Digitale Gewalt und neue Gewaltformen 

Digitale Gewalt nimmt kontinuierlich zu, während spezialisierte Beratungs- und 

Unterstützungsstrukturen bislang fehlen. Bisher konnte eine Fachstelle Digitale Gewalt 

nicht umgesetzt werden.  

Der B*BIK fordert: 

(a) Struktur und Finanzierung 

▪ dauerhaft planbare, mehrjährige Finanzierung statt projektförmiger Förderung 

▪ strukturelle Absicherung bestehender Schutz- und Beratungsangebote 

▪ nachhaltige Finanzierung begonnener Maßnahmen aus dem ersten LAP 

 

(b) Ausbau und Differenzierung der Schutzangebote 

▪ bedarfsgerechter Ausbau von Frauen*hausplätzen 

▪ spezialisierte Schutzangebote für queere, behinderte, ältere, wohnungslose 

sowie suchtkranke Betroffene 

▪ Entwicklung und Umsetzung tragfähiger Trägerstrukturen für Frauen*häuser 

▪ Ausbau queersensibler Schutzräume 

 

(c) Barrierefreiheit und Intersektionalität 

▪ verbindliche Barrierefreiheitsstandards für alle Schutz- und Beratungsangebote 

▪ Förderprogramme für bauliche Anpassungen und barrierefreie Materialien 

▪ Einrichtung einer Multiplikator:innenstelle für Leichte Sprache 

▪ systematische Datenerhebung zur Nutzung durch vulnerable Gruppen 

 

(d) Digitale Gewalt 

▪ Einrichtung einer vollständig ausgestatteten Fachstelle Digitale Gewalt 

▪ Aufbau eines dauerhaften Beratungssystems und einer Meldestruktur für Hate-

Speech 

▪ langfristige Awareness-Kampagnen in digitalen Räumen 

 

(e) Wohnen und Gewaltschutz 

▪ Ausbau von Housing First Modellen, Erweiterung des Konzepts um 

spezialisierte Hilfen für Betroffene geschlechtsspezifischer Gewalt 

▪ Kontingentwohnungen für Gewaltbetroffene 
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▪ verbindliche Kooperationen mit Wohnungsunternehmen 

 

(f) Qualitätssicherung und Qualifizierung 

▪ verpflichtende, regelmäßig wiederkehrende Fortbildungen zu Intersektionalität, 

Ableismus und digitaler Gewalt 

▪ Qualitätsstandards und Monitoring für alle beteiligten Professionen 

▪ Evaluation der Umsetzung des SGB XIV mit unmittelbarer Anpassung der 

Praxis 

Fazit: Call to Action - Schutz und Hilfe konsequent ausbauen und dauerhaft 
verankern  

Bremen hat mit der bisherigen Umsetzung des Landesaktionsplans gezeigt, dass 

innovative Entwicklungen im Bereich Schutz und Hilfe möglich sind. Die nächste 

Umsetzungsphase muss diese Ansätze konsequent sichern, ausbauen und dauerhaft 

verankern. 

Schutz und Unterstützung müssen so gestaltet sein, dass sie für alle Betroffenen 

erreichbar, bedarfsgerecht, barrierefrei und nachhaltig abgesichert sind. Grundlage 

hierfür sind menschenrechtliche Standards, langfristige politische Verantwortung 

sowie eine datengestützte und partizipative Evaluation aller Maßnahmen. 
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III. ERMITTLUNG UND STRAFVERFOLGUNG  

Zentrale Herausforderungen: Übergreifende strukturelle Maßnahmen 

(a) Spezielle Gerichte mit Fortbildungspflicht  

Patriarchale Gewalt findet in Deutschland keine besondere Gerichtsbarkeit – anders 

als in Staaten wie Spanien und England/Wales, die mit den Juzgados de Violencia 

sobre la Mujer (Gerichte für Gewalt gegen Frauen) und Specialist Domestic Violence 

Courts Fachgerichte für genderbasierte Gewalt geschaffen haben. 

Artikel 49 der Istanbul Konvention gibt vor, dass alles getan werden muss, damit 

Betroffene von geschlechtsbezogener Gewalt jegliche Unterstützung erhalten, die 

Verfahren zügig durchgeführt werden und die Betroffenen auch während der Verfahren 

geschützt sind. 

Das 1984 in Kraft getretene Bremer Modell sieht eine durch Fortbildungen getragene 

Spezialisierung bei Justiz und Polizei für Sexualverbrechen vor. Die 2015 

durchgeführte Untersuchung zu Verfahrensverlauf und Verurteilungsquoten bei 

Sexualstraftaten in Bremen zeigt die begrenzte Wirkung des Bremer Modells auf und 

deutet darauf hin, dass eine Weiterentwicklung, hin zu einer eigenen 

Strafkammer sinnvoll wäre. Eine solche Kammer kann Expertisen bündeln und 

effizientere und sicherere Verfahren gestalten. 

 

(b) Sanktionen & Täterarbeit 

Der Ursprung geschlechtsspezifischer Gewalt ist tief verwurzelt in den patriarchalen 

Denkstrukturen, mit denen wir alle sozialisiert werden. Eine Geld- oder Haftstrafe wird 

diese Strukturen nicht aufbrechen, sondern im schlimmsten Falle noch weiter 

verstärken.  

Geschlechtsspezifische Gewalt – in all ihren Formen – darf nicht ohne Konsequenzen 

bleiben, aber Sanktionen müssen echte Beiträge zur Resozialisierung leisten und den 

Kreislauf der Gewalt durchbrechen, anstatt ihn zu befeuern. 

Der B*BIK fordert: 

(a) Spezielle Gerichte mit Fortbildungspflicht  

▪ Das Bremer Modell muss auf jegliche Form der Gewalt gegen Frauen* 

ausgeweitet werden. Dazu gehören Stalking und Häusliche 

Gewalt/Partnerschaftsgewalt. Die Spezialisierungen müssen dementsprechend 

angepasst, ausgebaut und regelmäßig evaluiert werden. 

▪ Möglichkeiten zur Einführung gesonderter Strafkammern, angelehnt an die 

Systeme England/Wales oder Spanien zu evaluieren. 
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(b) Sanktionen & Täterarbeit 

▪ Nach dem Ausbau des Angebots der Täterarbeit, halten wir es für sinnvoll, dass 

das neue Angebot zum Beispiel nach 2 Jahren evaluiert wird. Eine solche 

Evaluation soll belastbare Zahlen darüber liefern, welche Formen der 

Täterarbeit tatsächlich sinnvoll und nachhaltig sind.  

▪ Täterarbeit muss auch präventiv verordnet werden können.  

▪ Die Finanzierung der Täterarbeit darf nicht zulasten der Schutz- und 

Hilfemaßnahmen für Betroffene gehen. 

 

Zentrale Herausforderungen: Anforderung an einen betroffenenorientierten 
Prozess zur Ermittlung und Strafverfolgung 

 

(a) Von der Anzeige bis zur Verurteilung - Umgang mit Betroffenen im 
Strafverfahren 

Unabhängig von der Gewaltform wird von Betroffenen geschlechtsspezifischer Gewalt 

auf dem Weg von der Anzeige bis zur Verurteilung viel abverlangt: Sie werden 

anstrengenden Befragungen ausgesetzt und müssen intime Details über schreckliche 

Erlebnisse preisgeben. Die Beweissicherung liegt insbesondere in Fällen von digitaler 

Gewalt auf den Schultern der Betroffenen; die Sichtung des Materials kann 

retraumatisierende Wirkung haben. Wird eine Gewaltschutzverfügung benötigt, 

müssen Betroffene bei der Beantragung erneut die Ereignisse schildern. Anwälte, die 

die Rechte von Opfern vertreten, sind schwer zu finden und wer sich einen solchen 

nicht leisten kann, muss sich um die Beantragung von Prozesskostenbeihilfe 

kümmern, was bei fehlender Sprachkenntnis eine weitere Hürde auf dem Weg ist, 

adäquate Unterstützung zu bekommen.  Auch die Kosten von psychosozialer 

Prozessbegleitung wird nicht für alle Formen von geschlechtsspezifischer Gewalt 

übernommen. 

Wenn Betroffene sich trotzdem für eine Anzeige entscheiden, sind diese auf jeder 

Ebene des Verfahrens vielen Risiken ausgesetzt. Sekundäre Viktimisierung oder 

Retraumatisierung durch beispielsweise schlecht ausgebildete und unempathische 

Polizeibeamt:innen ist eines dieser Risiken, die Weitergabe von 

sensiblen/persönlichen Daten Betroffener und Zeuginnen aufgrund von lückenhaftem 

Datenschutz an Täter:innen ein Weiteres. Zusätzlich besteht die Möglichkeit, dass 

Anträge und Gewaltschutzverfügungen abgelehnt werden oder das gesamte 

Verfahren letztendlich durch die Staatsanwaltschaft fallen gelassen wird. Wie 

Statistiken zeigen kommt es nur in einem kleinen Teil der Anzeigen überhaupt zur 

Verurteilung.  
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Es wird viel Mitarbeit von den Betroffenen gefordert wird, während die Bearbeitung von 

Akten verschleppt wird und man durch die Staatsanwaltschaft nur unzureichend über 

den Status eines Verfahrens informiert wird.  

Unterschiedlich durchgeführte Befragungen und Erhebungen der letzten Jahre zeigen, 

wie defizitär die Betreuung der Betroffenen und Zeug*innen vor, während und nach 

dem Strafverfahren durch alle beteiligten Gruppen der Justiz ist.  

All die Schritte, die Betroffene einleiten und gehen müssen, sind zeitintensiv und 

kräftezehrend und für Betroffene, die z.B. alleinerziehend sind und oder über wenig 

Deutschkenntnisse verfügen, nahezu unmöglich. Die Hürden und Widerstände, auf die 

Betroffene hier stoßen, können Verarbeitungs- und Heilungsprozesse verlangsamen, 

die psychischen Folgen von Gewalttaten chronifizieren oder sogar 

Retraumatisierungen verursachen. 

Kein Wunder also, dass sich viele Betroffene gegen einen solchen Prozess 

entscheiden und die Dunkelziffer nicht angezeigter Straftaten erschreckend hoch ist.  

Anmerkung: Aufgrund der mageren Studienlage beziehen wir uns im Folgenden vor 

allem auf Berichte von Betroffenen aus Bremen sowie die wenigen existierenden 

Studien/Befragungen. 

Zentrale Problemlagen aus Betroffenensicht: 
▪ Mangelnde Kenntnisse zum traumasensiblen Umgang mit Menschen mit 

Gewalterfahrungen kann zu sekundärer Viktimisierung durch beispielsweise 

Täter-Opfer-Umkehr, Bagatellisieren, unsensible Befragungen oder 

Stigmatisierung führen. Die sekundäre Viktimisierung kann sich 

retraumatisierend auf Betroffene auswirken, Heilungsprozesse torpedieren und 

Traumafolgen verstärken.  

▪ Wenn eine von geschlechtsspezifischer Gewalt betroffene Person bei 

verschiedenen Behörden wiederholt von dem Erlebten berichten muss, kann 

sich das retraumatisierend auswirken. Zusätzlich ist bei Fällen von Stalking und 

Bedrohung gegen Leib und Leben bei dem Erlass einer Gewaltschutzverfügung 

Eile geboten – bei Terminkoordinierungsschwierigkeiten für Betroffene z.B. mit 

Sorgearbeitsverpflichtungen und/oder Berufstätigkeit liegt hier ein 

vermeidbares Risiko. Sprachbarrieren erschweren diese Prozesse zusätzlich. 

▪ Allgemeine Digitalisierungsdefizite und Koordinierungsprobleme zwischen 

verschiedenen Revieren und Behörden sowie eine verstreute Aktenlage bei 

Mehrfachanzeigen verzögern die Bearbeitung und erschweren eine 

sachgerechte Bewertung durch Staatsanwaltschaften und Gerichte. 

▪ Der B*BIK begrüßt den Referentenentwurf des BMJV, in dem zumindest 

psychosoziale Prozessbegleitung für Betroffene häuslicher Gewalt inkludiert 

wurde. Trotzdem weist auch dieser Entwurf noch erhebliche Mängel auf: Die 

Beihilfe wird nur bei „gravierenden“ Fällen häuslicher Gewalt gestattet, wobei 

es natürlich im Ermessen des jeweiligen Richters/der jeweiligen Richter liegt, 

was als „gravierend“ zu bezeichnen ist. Hierfür muss die betroffene Person 
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nachweisen, unter „erheblichen“ körperlichen und/oder seelischen Folgen zu 

leiden. 

▪ Eine hohe emotionale und Arbeitsbelastung bei geringem finanziellen Ausgleich 

verglichen mit anderen juristischen Feldern schreckt angehende Jurist:innen 

ab, sich auf die Opferhilfe zu spezialisieren. Das führt zu einer personellen 

Unterversorgung. 

▪ Durch das Recht auf Verteidigung und die Akteneinsicht über den 

Rechtsbeistand haben Angeklagte die Möglichkeit, an sensible und persönliche 

Daten der Geschädigten wie zum Beispiel die Adresse der Betroffenen, aber 

auch Zeug:innen zu kommen. Vor allem bei Fällen von Stalking und 

Bedrohungen gegen Leib und Leben kann das schwere Folgen haben.  

▪ Mangelhaftes Wissen über die Symptomatik von Traumafolgen kann zu 

Fehleinschätzungen der Glaubwürdigkeit von Betroffenen durch 

Staatsanwältinnen/Staatsanwälte und Richter:innen führen.  

▪ Ein langwieriges Strafverfahren kann sehr belastend für Betroffene, aber auch 

Zeug:innen sein. Insbesondere die Unwissenheit und Angst vor möglichen 

Racheakten bei Verurteilungen der Täter:innen kann Traumafolgen verstärken 

und chronifizieren. Post von der Staatsanwaltschaft und Strafen können dazu 

führen, dass Täter:innen ihren Frust darüber an Betroffenen und Zeug:innen 

auslassen. Man erwartet viel Aufwand und Mitarbeit von Betroffenen und 

Zeug:innen bei Strafverfahren, während die Geschädigten und Zeug:innen 

monate-, teils jahrelang im Dunkeln sitzen und kaum oder gar keine 

Informationen bekommen.  

▪ Aus Erfahrungsberichten wissen wir, dass bei Strafverfahren die Rechte der 

Betroffenen häufig nicht gewahrt werden. Die Bedürfnisse der Betroffenen 

werden nahezu vollständig ausgeklammert. In den seltensten Fällen findet eine 

ausreichende Aufklärung der Betroffenen über ihre Rechte statt. Es gibt jedoch 

kaum Studien darüber, wie oft und in welchem Umfang das geschieht.  

 

Der B*BIK fordert: 
• Verpflichtende Fortbildungen für alle Berufsgruppen, die mit potenziell 

Gewaltbetroffenen und Täter:innen arbeiten - auch für Richter:innen und 

(Ober)Staatsanwält:innen! Diese Berufsgruppen müssen im (Trauma)sensiblen 

Umgang mit Betroffenen geschult werden. Es muss ein Bewusstsein dafür 

geschaffen werden, dass Strafverfahren sich retraumatisierend auf Betroffene 

auswirken können. Diese Fortbildungen sollten Kenntnisse über die 

Symptomatik von Traumafolgestörungen aber auch von möglichen 

Vorerkrankungen oder Behinderungen vermitteln. Intersektionale 

Diskriminierung, Datenschutz und Risikomanagement müssen Gegenstand der 

Wissensvermittlung sein. Zusätzlich müssen die Schulungen regelmäßig 

evaluiert und angepasst werden.  
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• Vor allem bei Fällen von Häuslicher Gewalt, Stalking und Bedrohungen gegen 

Leib und Leben muss der Zugang zu Gewaltschutzverfügungen und 

Sperrvermerken im Melderegister vereinfacht werden. Der B*BIK schlägt hierzu 

eine Bündelung dieser Vorgänge direkt bei der Anzeigenaufnahme vor. 

• Persönliche Daten von Betroffenen und Zeug:innen müssen geschwärzt 

werden! Unter keinen Umständen dürfen persönliche Daten durch die 

Staatsanwaltschaft an Täter:innen gelangen. Der Schutz von Betroffenen muss 

höchste Priorität haben. Der B*BIK erwartet von den Bremer landespolitischen 

Akteur*innen, dass sie hierbei auf Bundesrat und Bundesregierung einwirken. 

• Anzeigenvorgänge und Fallakten müssen zur besseren Koordinierung 

zwischen Revieren und Behörden bei Mehrfachanzeigen auf verschiedenen 

Polizeirevieren schneller digitalisiert und gesammelt werden. 

• Der B*BIK fordert die Bremer Landespolitischen Akteur:innen auf, ihren Einfluss 

auf den Referentenentwurf zu nutzen und dahingehend zu verändern, dass alle 

Formen geschlechtsspezifischer Gewalt bei der Kostenübernahme der 

psychosozialen Prozessbegleitung inkludiert werden. Die Einschränkung, dass 

ein Fall „gravierend“ sein muss, muss aus dem Entwurf entfernt werden.  

• Anreize für angehende Jurist:innen sich auf Opfervertretung zu spezialisieren. 

• mehr Transparenz über den Status und voraussichtliche Dauer von 

Strafverfahren für Betroffene und Zeug:innen und eine bessere 

Erreichbarkeit der Staatsanwaltschaft für Nachfragen von Betroffenen.  

• Adäquate, verständliche Aufklärung der Betroffenen über ihre Rechte, 

Hilfsangebote und mögliche nächste Schritte in verschiedenen Sprachen, zum 

Beispiel in Form eines Handouts mit „Checkliste“, an der sowohl die Betroffenen 

als auch Behörden ablesen können, ob alle erforderlichen Aufklärungs- und 

Schutzmaßnahmen unternommen wurden. 

• Verlaufsstudien ähnlich der INASC (Improving Needs Assessment and 

Victims Support in Domestic Violence Related Criminal Proceedings) für alle 

Formen der geschlechtsspezifischen Gewalt von der Anzeige bis zur 

Verurteilung, um den Umgang mit Betroffenen auf allen Ebenen statistisch 

nachvollziehen und abbilden zu können. Solche Studien müssen in 

Zusammenarbeit mit Betroffenen entwickelt werden. Sie müssen die 

Erfahrungen von Betroffenen erfassen, sowie die Verläufe und Dauer von 

Ermittlungs- und Strafverfahren; die Anwendung bestehender opferschützender 

Normen und deren Auswirkungen auf Betroffene; die Praxis der 

Videovernehmung; die Inanspruchnahme von psychosozialer 

Prozessbegleitung und Nebenklage sowie deren Zulassung ebenso wie die 

Einstellungspraxis der Staatsanwaltschaften und die Verurteilungspraxis der 

Gerichte. 
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Zentrale Herausforderungen: Konkrete Bedarfe zu Gewalttaten 

(a) Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung: Nur Ja heißt Ja! 

In Bremen wird nur in 2,5 Prozent der Sexualdelikte überhaupt Anzeige erstattet 

(Erster periodischer Sicherheitsbericht des Landes Bremen vom Februar 2024). Kein 

anderer Straftatbestand hat eine so niedrige Anzeigenquote. Scham und Furcht vor 

Stigmatisierung, aber auch Angst vor Repressionen durch Täter:innen halten viele 

Betroffene davon ab, Strafanzeige zu stellen.  

In mindestens 13 europäischen Ländern – Dänemark, Spanien, Schweden, Belgien, 

Großbritannien, Luxemburg, Island, Malta, Griechenland, Zypern, Slowenien, Irland, 

Kroatien, sowie seit Kurzem in Frankreich und Norwegen - ist das „Ja heißt Ja“ Prinzip 

gesetzlich verankert. Hätte der damalige Bundesjustizminister Marco Buschmann die 

Durchsetzung dieses Gesetzes aus EU-Ebene im Jahre 2024 nicht torpediert, so 

würden nun auch in Deutschland Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung 

nach diesem Prinzip verhandelt werden. Doch noch immer obliegt es den Betroffenen 

nachzuweisen, auch wirklich ausdrücklich „Nein“ gesagt zu haben, obwohl es zuhauf 

Gründe gibt, warum ein „Nein“ überhaupt nicht möglich war. Der Freezingeffekt oder 

K.O-Tropfen, Angst vor Gewalt oder alkoholinduzierte Bewusstlosigkeit machen ein 

„Nein“ unmöglich. Wo ein „Nein“ nicht möglich ist, ist aber auch ein „Ja“ keine Option.  

Bei einem Handtaschenraub wird niemand gefragt, ob das Opfer sich ausreichend 

gewehrt hat. Straftaten müssen über die Handlung des Täters definiert werden, nicht 

über die Reaktion (oder ausbleibende Reaktion) der Betroffenen.  

Die „Nein heißt Nein“ Regelung ist in vielerlei Hinsicht ein Fortschritt, doch sie darf 

nicht das Ende der Debatte darstellen: Ein fehlendes „Nein“ kann nicht mit Zustimmung 

gleichgesetzt werden.   

Eine konsequente Strafverfolgung, die die Rechte und Bedürfnisse der Betroffenen im 

Blick behält und dafür sorgt, dass Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung 

gesellschaftliche Ächtung erfahren, kann dazu beitragen, dass die Scham endlich die 

Seite wechselt, wie Gisèle Pelicot es forderte.   

 

(b) Stalking 

In 2021 gab es eine Reform des Gesetzes, das zur Verbesserung für die Betroffenen 

verabschiedet wurde. “Strafbar ist es, wenn es objektiv geeignet ist, die Lebensführung 

schwerwiegend zu beeinträchtigen”- es geht also nicht mehr um den individuellen 

Leidensdruck. 

Doch anknüpfend an den Punkt „Umgang mit Kläger*innen im Strafverfahren“ ist auch 

die die fehlende Fortbildung aller ein Problem. Denn wer bestimmt, was „objektiv 

geeignet“ ist? Polizist*innen in erster Instanz und dann Staatsanwält*innen und 

Richter*innen. Es gibt immer noch einen großen Ermessensspielraum, der immer 

wieder zu Ungunsten der Betroffenen ausfällt.  
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Betroffene berichten weiter von langen Dokumentationen und spätem Einschreiten. 

Die Reform ist nicht ausreichend. 

 

(c) Digitale Gewalt 

Digitale Gewalt ist eine eigenständige, hochdynamische und geschlechtsspezifische 

Gewaltform. Sie trifft insbesondere Frauen, queere Personen, Menschen mit 

Behinderungen, junge Menschen sowie politisch oder gesellschaftlich engagierte 

Betroffene. Digitale Gewalt wirkt nicht isoliert, sondern verstärkt bestehende 

Gewaltverhältnisse, wirkt retraumatisierend und entfaltet reale psychosoziale, 

gesundheitliche und existenzielle Folgen. 

Der Landesaktionsplan Bremen erkennt digitale Gewalt an, schützt Betroffene bislang 

jedoch nicht ausreichend strukturell, systematisch und nachhaltig. Betroffene tragen 

weiterhin einen Großteil der Beweis-, Dokumentations- und Durchsetzungsarbeit 

selbst. 

Digitale Gewalt ist kein Randphänomen, kein Kommunikationsproblem und kein 

individuelles Bewältigungsthema. Sie ist eine strukturelle Gewaltform, die Schutz, 

Prävention und Strafverfolgung gleichermaßen erfordert. 

Der B*BIK fordert daher eine konsequente, verbindliche und ressourcengestützte 

Weiterentwicklung des Landesaktionsplans, die Betroffene schützt, statt sie allein zu 

lassen. 

Zentrale Problemlagen aus Betroffenensicht 
• Fehlende Spezialisierung innerhalb von Polizei und Staatsanwaltschaft. 

• Plattformen entziehen sich effektiv der Verantwortung. 

• Beweissicherung, Plattformmeldungen, juristische Einordnung und psychische 

Bewältigung liegen faktisch bei den Betroffenen selbst. 

• Digitale Gewalt wird häufig nicht als reale Bedrohungslage wahrgenommen. 

• Dunkelfeld und Abbruchquoten bleiben unsichtbar. 

 

(a) Häusliche Gewalt  

Der Bremer Landesaktionsplan zur Umsetzung der Istanbul-Konvention ist ein 

wichtiger Schritt im Kampf gegen Gewalt an Frauen und häusliche Gewalt. Dennoch 

berücksichtigt er bisher nicht ausreichend die Vorgaben von Artikel 31, der die 

Ausübung von Sorge- und Umgangsrecht in Fällen häuslicher Gewalt regelt. Aus Sicht 

des Betroffenenbeirats ist hier Nachbesserungsbedarf dringend geboten, um den 

Schutz von Müttern und Kindern zu gewährleisten. 
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Artikel 31 der Istanbul-Konvention verlangt, dass Entscheidungen über Sorge- und 

Umgangsrecht die Sicherheit von gewaltbetroffenen Frauen und Kindern nicht 

gefährden. Der Schutz der Betroffenen muss Vorrang vor dem Umgangsrecht haben. 

In der Praxis zeigt sich jedoch, dass familiengerichtliche Verfahren diese Vorgaben 

häufig nicht ausreichend berücksichtigen. Besonders problematisch ist, dass das 

Gewaltschutzgesetz bei Gewalt gegen Kinder durch Eltern nicht greift und 

ausschließlich die Regelungen des Sorgerechts maßgeblich sind. 

 

Der B*BIK fordert 

(a) Straftaten gegen sexuelle Selbstbestimmung 

▪ „Nur Ja heißt Ja“ muss in ein Gesetz gegossen werden. Alle relevanten Bremer 

Akteur:innen müssen auf Bundesrat und Bundestag einwirken, um das 

erforderliche Gesetz auf den Weg zu bringen, dass sexuelle Handlungen ohne 

Einwilligung strafbar macht.  

▪ Verlässliche Zahlen zu Einstellungspraxis der Staatsanwaltschaften und 

Verurteilungsquoten der Gerichte. 

(b) Stalking 

▪ Klare Standards (Risikomanagement), die den Umgang für Berufsgruppen wie 

Polizei und Justiz mit Stalkinganzeigen regeln – unabhängig davon, was die 

einzelnen Personen als „objektiv schwerwiegende Beeinträchtigung“ ansehen. 

▪ Eine wissenschaftliche Evaluation der aktuellen Lage seit der Gesetzesreform.  

(c) Digitale Gewalt  

▪ spezialisierte Ermittlungsstrukturen und verpflichtende Fortbildungen zu 

digitaler Gewalt für Polizei und Justiz über Machtmechanismen sozialer 

Netzwerke, gruppendynamische Gewalt (Dogpiling, Shitstorms) und neue 

Gewaltformen wie Deepfakes. 

▪ Verbindliche Kooperationsstrukturen mit Plattformen zur schnellen 

Datensicherung/Identifizierung. 

▪ standardisierte Beweissicherung statt Verlagerung auf Betroffene. 

▪ Krisenintervention auch bei digitaler Eskalation (z. B. massive 

Bedrohungslagen, Doxing, bildbasierter sexualisierter Gewalt). 

▪ Statistische Erfassung von Digitaler Gewalt als eigenständigem Gewaltbereich 

zur Sichtbarmachung von Fallzahlen, Abbrüchen, Verfahrensdauer sowie 

Einsatz und Wirksamkeit von Schutzmaßnahmen. 
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(d) Häusliche Gewalt 

▪ verbindliche Gefährdungsprüfungen vor Entscheidungen über Sorge- und 

Umgangsrecht. 

▪ Vorrang des Gewaltschutzes vor dem Umgangsrecht. 

▪ Ausschluss oder Einschränkung des Umgangs bei bestehender Gewalt. 

▪ bedarfsgerechter Ausbau von begleitetem Umgang. 

▪ Fortbildungen für Justiz und Jugendhilfe zu häuslicher Gewalt. 

▪ Einbindung von Fachberatungsstellen. 

▪ Monitoring der Rechtspraxis. 

Die konsequente Umsetzung von Artikel 31 im Landesaktionsplan würde die Sicherheit 

von gewaltbetroffenen Frauen und Kindern deutlich erhöhen und Schutzlücken im 

Zusammenspiel von Familiengericht, Jugendhilfe und Gewaltschutz schließen. 

 

Fazit: Call to Action – Ein Strafverfolgungssystem, das mit und vor allem für 
Betroffene arbeitet 

Es ist unerlässlich, dass das Strafverfolgungssystem nicht nur gegen Straftäter, 

sondern auch mit und vor allem für Betroffene arbeitet. Wir wollen erreichen, dass 

Betroffene endlich ernst genommen werden und angemessene Unterstützung 

erfahren, um langfristig Dunkelziffern zu verringern und Hürden für Betroffene 

abzubauen. Dazu gehören sowohl finanzielle als auch sprachliche Barrieren.  

Nur wenn wir Beschämung, Stigmatisierung und Retraumatisierung verhindern und 

Betroffene nicht mehr fürchten müssen, dass sie sich durch Strafverfahren in Gefahr 

für Leib und Leben begeben, werden sich mehr Betroffene trauen, ihr Schweigen zu 

brechen. 



 

 

IV.  ABSCHLUSS UND AUSBLICK  

Der Betroffenenbeirat Istanbul-Konvention bewertet die bisherige Umsetzung des 

Bremer Landesaktionsplans als wichtigen Schritt hin zu einer systematischeren 

Umsetzung der Istanbul-Konvention. Der Aufbau neuer Strukturen sowie die stärkere 

fachübergreifende Zusammenarbeit haben dazu beigetragen, Gewalt sichtbarer zu 

machen und Unterstützungsangebote weiterzuentwickeln. 

Gleichzeitig zeigen Erfahrungen Betroffener, dass bestehende Angebote noch nicht in 

allen Fällen wirksam greifen oder rechtzeitig erreichbar sind. Fehlende strukturelle 

Absicherung, begrenzte Kapazitäten, Zugangsbarrieren sowie unterschiedliche 

soziale und individuelle Voraussetzungen führen weiterhin dazu, dass Unterstützung 

nicht für alle Betroffenen gleichermaßen verfügbar ist. Besonders marginalisierte 

Gruppen erleben weiterhin erhöhte Hürden beim Zugang zu Schutz, Beratung und 

rechtlicher Unterstützung. 

Aus Sicht des B*BIK ergibt sich daraus ein klarer Auftrag für die nächste 

Umsetzungsphase: Bestehende Strukturen müssen dauerhaft abgesichert, Angebote 

bedarfsgerecht ausgebaut und verbindliche Qualitätsstandards etabliert werden. 

Barrierefreiheit, intersektionale Perspektiven, digitale Zugänglichkeit sowie 

kontinuierliche Qualifizierung aller beteiligten Professionen sind zentrale 

Voraussetzungen, damit Unterstützungsangebote tatsächlich wirksam werden. 

Für den Betroffenenbeirat ist dabei zentral, dass das Strafverfolgungssystem nicht nur 

gegen Täter handelt, sondern zugleich mit und vor allem für Betroffene arbeitet. 

Betroffene müssen ernst genommen werden und angemessene Unterstützung 

erfahren, damit Hürden beim Zugang zu Recht abgebaut und bestehende Dunkelfelder 

langfristig verringert werden können. Nur wenn Beschämung, Stigmatisierung und 

Retraumatisierung konsequent vermieden werden und Betroffene nicht befürchten 

müssen, dass ein Strafverfahren sie selbst in Gefahr für Leib und Leben bringt, kann 

Vertrauen in staatliche Strukturen entstehen und mehr Betroffene wagen den Schritt, 

Gewalt sichtbar zu machen. 

Die Umsetzung der Istanbul-Konvention kann aus Sicht des Betroffenenbeirats nur 

dann als gelungen gelten, wenn Schutz, Unterstützung und Zugang zu Recht für alle 

Betroffenen unabhängig von Herkunft, Lebenslage, Alter, Behinderung oder sozialer 

Situation verlässlich gewährleistet sind. Der kommende Landesaktionsplan sollte 

daher den Übergang von einer Phase des Aufbaus hin zu dauerhaft tragfähigen und 

für Betroffene spürbar wirksamen Strukturen markieren. 

Wir bedanken uns bei den demokratischen Parteien der Bremischen Bürgerschaft 

sowie der Senatorin für Gesundheit, Frauen und Verbraucherschutz, die sich sehr klar 

und unterstützend zur Bekämpfung geschlechtsspezifischer Gewalt verhalten, und bei 

den Mitarbeitenden der AGs und Ressorts für ihre Arbeit. 

 

Bremer Betroffenenbeirat Istanbul-Konvention 


